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16. 
Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
Dreißigſte Sitzung vom 9. Januar. 
(Schluß.) 


Abg. v. Sepdewitz erklärt ſich gegen den Antrag. 
Auch er wünſche, daß Lauenburg mit der Krone Preußen 
vereinigt würde, er glaube aber nicht, daß der vom 
Abg. Tweſten vorgeſchlagene Weg dahin führen könne, 
dieſes Ziel zu erreichen. Auch ſollte man ſich hüten, 
eine Einnahme in den Etat aufzunehmen, welche nicht 
realiſirt werden lann. 

Abg. v. Benda: Das Haus hat die Verpflichtung, 
die Regierung auf den bisherigen Mangel aufmerkſam 
zu machen und dafür zu ſorgen, daß eine Korrektur 
vorgenommen werde. 8 N 

Minifterpräfident Graf Bismarck (der ſoeben in 
den Saal getreten iſt): Die Frage, um die es ſich 
handelt, iſt die, ob das Herzogthum Lauenburg ver⸗ 
pflichtet iſt, die in Rede ſtehende Zahlung zu übernehmen. 
Wenn darüber auch nur geringe Zweifel beſtehen, ſo 
ſcheint es mir bedenklich, den Finanzminiſter auf eine 
Einnahmequelle hinzuweiſen, welche nicht flüſſig iſt. Die 
Anſicht von der Verpflichtung Lauenburgs wird im 
Herzogthume nicht getheilt, und es ſind auch bereits vor 
Jahr und Tag Verwahrungen von dort her einge⸗ 
gangen. Bei ſolchen Verſchiedenhelten der Anſichten 
kann man über die Bedenlen nicht ſo leicht hinwegſehen. 
Ich halte es alſo nicht für richtig, den Finanzminiſter 
auf eine ſtreitige Forderung anzuweiſen, oder die Re⸗ 
gierung auf den Weg der Gewalt zu drängen. Das 
Herzogthum Lauenburg hat dieſe Gewalt in keiner Weije 
verdient. Lauenburg hat den Vorzug, denſelben Souverän 
mit Preußen zu haben und dieſen hat es mit einer 
bedeutenden Geldſumme erkauft, weil die Summe, welche 
an Oeſterreich gezahlt iſt, lauenburgiſche Staatsſchuld 
geworden iſt. Der ſehr bedeutende Tranſitzoll iſt zu 
Gunſten des Berliner Handels ohne Entſchädigung ge- 
fallen. Fordern Sie die Regierung nicht zu einer 
Gewalt auf, zu der ich meine Hand nicht bieten werde. 
Das Land iſt uns freiwillig entgegengekommen — — 
der Sag vollendet ſich von ſelbſt. Lauenburg und Preußen 
ſind zwei taten, und es kann nur ein Schieds⸗ 
Fe ne Einem jo wehrlosen 
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der Weg der Gewalt. Sg — euren 
Alg Lasker: Die Frage iſt allerdings eine 
reine Rechtsfrage. — Die Verfaſſung ſchrtibt vor, daß 

alle Einnahmen und Ausgaben durch den Etat gehen 
müſſen. Nur wenn die Regierung erklärt, daß ſie die 
Forderung nicht eingehen will, kann ſie ſagen: ich 
weigere mich, die Summe in den Etat aufzunehmen. 
Allein eine ſolche Behauptung kann nach dem Geſetze 
vom März 1868 nicht aufgeſtellt werden. 

a Miniſterpräſident Graf Bismarck: Auf die Ein- 
verleibung Lauenburgs eine Preſſton auszuüben, halte 
ich nicht für richtig; ſie wird ganz von ſelber kommen. 
Unſere Politik wurde damals auf das Schärſſte bekämpft, 
woraus ſich die Schöpfung des Kleinſtaates rechtfertigt. 
Der Weg eines ſchiedsrichterlichen Verfahrens iſt der 
einzig richtige und der preußiſche Finanzminiſter hat ſich 
mit demſelben einverftanden erklärt. 

Abg. Tweſten: Das Staats-⸗Miniſterium war 
verpflichtet, dieſe Summe in den Etat aufzunehmen; 
hat das Ministerium dies nicht gethan, jo iſt es unſere 
Pflicht, dies zu thun. Es ftehen viele Poſitionen im 
Etat, deren Eingang zweifelhaft iſt, und wenn das Geld 
wirklich nicht eingeht, ſo kommt es im nächſten Etat 
auf die Reſtbeträge. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Auch ich muß ganz 
entſchieden davon abrathen, Einnahmen in das Budget 
aufzunehmen, welche zur Zeit nicht liguide ſind. Den 
ſchiedsrichterlichen Weg halte auch ich für richtiger als 
den Weg der Klage. 

Miniſterpräſident Graf Bismarck: Ich möchte 
nochmals zur Geduld in Bezug auf die Einverleibung 
mahnen; ſie wird beſtimmt kommen, und ich führe an, 
daß wir bereits vor faſt einem Jahre einen beſonderen 
Kommiſſarius dorthin geſendet haben, der die Aufgabe 
hat, die Einverleibung vorzubereiten. 

Abg. Graf Bethuſy-Huc erklärt ſich gegen 
den Antrag. 

Abg. Dr. Virchow: Wir wollen nicht einen 
Rechtsanſpruch dem Herzogthum Lauenburg gegenüber 
geltend machen, ſondern es handelt ſich um die Pflicht, 

welche der König von Preußen nach dem Wiener Frieden 

übernommen. Wäre Lauenburg inkorporirt worden, ſo 
würde die Verpflichtung auf den Staat Preußen über⸗ 
gegangen ſein. Der König hat als Herzog von Lauen⸗ 
. burg einen Theil der Verpflichtungen übernommen. Wir 
können uns nicht auf ein Schiedsgericht einlaſſen, weil 
die Verpflichtung von Lauenburg durch Verträge aus⸗ 
drücklich anerkannt iſt. (Sehr richtig!) Wir verlangen, 
| daß die Staatsregierung Verträge, welche ſie jetzt abge- 
138 ſchloſſen hat, ausführe und halte; wir verlangen, daß 
das preußiſche Staatsminifterium den Miniſter für 
Lauenburg zwingen ſoll, die Rechte des preußiſchen Staats 
anzuerkennen. (Heiterkite.) 
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At 


Abendblatt. Montag, den 11. Jannar 


Abg. Windthorſt (Meppen): erklärt ſich u 
den Antrag Tweſten, weil er als Ausweg nur die Ent⸗ 
ſcheidung des Schiedsgerichts für richtig halt. — Nach⸗ 
dem Abg. Grumbrecht für den Antrag geſprochen, wird 
die Diskuſſion geſchloſſen und der Antrag Tweſten mit 
geringer Majorität abgelehnt. $ 

Zu Tit. 3. „Außerordentliche Einnahme liegt 
vor: 1) der Geſetzentwurf betreffend die Uebernahme 
der auf den Exträgniſſen des Staats aus dem Köln⸗ 
Mindener⸗Eiſenbahn-Unternehmen beſtandenen Verpflch⸗ 
tungen zur Gewährung von Zinszuſchüſſen und Ame 
ſationsbeträgen auf die allgemeinen Staatsfonds; 2) der 
Antrag des Abg. Lasker: „zu Tit. 3 die Berwilligin 
in folgender Faſſung auszuſprechen: Tit. 3. U 
ordentliche Einnahme: 14) an Beſtil 
Nebenfonds 1,300,000 Thlr., 15) aus den ö 
Beſtänden der Seehandlung 3,900,000 Thlr. 
5,200,000 Thlr.“ . 

Abg. Graf Bethuſy⸗Hue beantragt: ſowohl den 
Geſetzentwurf wie den Antrag Lasker an die Bude 
Kommiſſion zur Vorberathung zu verweiſen. 2 

Nach einer kurzen Diskuſſion über die gejchäfkliche 
Behandlung dieſes Antrages, erklärt der Finanzmiſiſter 
v. d. Heydt: Wie die Staatsregierung die zuverſichtliche 
Hoffnung hege, rückſichtlich aller andern Etatspofiſſenen 
mit dem Haufe zu einer Einigung zu gelangen, Fa iſt 
es der lebhafte Wunſch der Regierung auch bel dleſer 
Poſition, und inſofern der Antrag des Abg. 


— 


Graf 
Bethuſy⸗Huc dieſes Ziel im Auge hat, kann ich d 
ſelben nur empfehlen. i 

Für den Antrag Bethuſy⸗Huc ſprechen daraı 
Antragſteller und die Abgg. Graf Schwerin und 
dagegen der Abg. Heiſe. Bel der Abſtimmung wi 
Antrag Bethuſy⸗Hue mit 178 gegen 136 St 
angenommen, wodurch die Berathung dieſes Etats p. 
läufig vertagt iſt. 1 

Es folgt die Vorberathung des Etatsgeſetz 
des Nachtrages zum Etatsgeſetze. * 

Die Abſtimmung über § 1 wird ausgeſezk 
die Summen des Etats erſt bei der Schluß her 
feſtgeſetzt werden können. 5 

§ 2 lautet: „Im Jahre 1869 können 
ordnung des Jimanz-Miniſters verzinsliche Scha 5 
jungen, längſtens auf ein Jahr lautend, im Bekkäge 
von dreizehn Millionen Thalern ausgegeben werden. 
Die auf Grund der Geſetze vom 24. Februar 1868 
und vom 3. März 1868 im Jahre 1868 ausgegebenen 
Schatzanweiſungen von gleichem Betrage ſind bei ein⸗ 
tretender Falligkeit einzulöſen. 

Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. v. Bender 
und Tweſten zu dieſem Paragraph erklärt der Finanz⸗ 
miniſter: Die Abſicht bei der Faſſung dieſes Paragraphen 
ging dahin, daß die Regierung durch die neuen Scheine 
ſich die Mittel verſchaffe, um die früheren Schaßan⸗ 
weiſungen zu bezahlen, weil es dazu an anderen Fonds 
fehlt. Die Regierung wünſcht nur das Geld vorher zu 
beſchaffen, welches der Finanzminiſter der Staateſchulden⸗ 
Kommiſſion überweiſen muß. Sonſt wäre dieſer Modus 
für die Finanzverwaltung ein höchſt unbequemer. — 
$ 2 wird genehmigt, ebenſo $ 3, 4 (Indemnität für 
die geleiſteten Ausgaben bis zur Feſtſtellung des Etato) 
und § 5, womit die Vorberathung des Etats beendet 
iſt. Der Präſident ſpricht die Hoffnung aus, mit der 
Schlußberathung am Donnerſtag beginnen zu können. 

Schluß der Sitzung 1%, Uhr. Nächſte Sitzung: 
Dienſtag 11 Uhr. Tagesordnung: Geſetzentwürfe ber 
treffend die Traubenſteuer, Vormünderordnung für 
Schleswig⸗Holſtein, Aufhebung der Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft in Hannover und Schleswig-⸗Holſtein, Einführung 
kürzerer Verjährungsfriſten in Schleswig-Holftein c. 


Deutſchland. 

O Berlin, 8. Januar. Die Konferenz wird 
morgen zuſammentreten. Die Türkei hat ſich jetzt bereit 
erklärt, der Einladung zu dieſem Tage Folge zu geben. 
Man hatte bisher in diplomatiſchen Kreiſen die Be⸗ 
ſorgniß gehegt, daß eine längere Zögerung der Pforte 
die Lage der griechiſchen Bevölkerung in der Türkei er⸗ 
ſchweren könne, da den Behörden in der Wahl der 
Auszuweiſenden von der Pforte freie Hand gelaſſen 
worden war und daher leicht Willkürlichkeiten jeder Art 
vorkommen konnten. — Von öſterreichiſchen Blättern 
iſt die Nachricht verbreitet worden, daß Rußland in 
Beſſarabien militäriſche Vorbereitungen und Rüſtungen 
betreibe. Man muß ſich dabei vergegenwärtigen, wie 
viel Provokationen und Drohungen von Oeſterreich, 
namentlich im öſterreichiſchen Rothbuch gegen Rußland 
ausgeſprochen worden ſind und wie unverholen es dar⸗ 
gelegt worden iſt, daß die Politik des öſterreichiſchen 
Reichskanzlers dahin geht, eine Koalition der Weſt⸗ 
mächte gegen Rußland zu Wege zu bringen. Man 
tan fi daher gar nicht wundern, wenn Rußland 
einigermaßen beſorgt wird und ſich bei Zeiten in Ver⸗ 
theidigungszuſtand ſetzt, zumal ſeine Verkehrsverhällniſſe 
eine ſo raſche Konzentration ſeiner Streitkräfte, wie in 
andern Staaten, nicht geftatten. Sollten daher wirklich 
ruſſiſche Truppenzuſammenziehungen in Beſſarabien 


lauch „Ueber Umwandlung und Erhaltung der Kraft“ 


finden, jo ſind dieſelben nur als eine Folge der Her⸗ 
ausforderungen und Drohungen des öſterreichiſchen 
Reichskanzlers anzuſehen. Auch hat man ſich hierbei 
zu erinnern, daß der öſterreichiſche Kriegsminiſter Kuche 
ſeiner Zeit bei Gelegenheit der Debatten über das 
Wehrgeſetz die Nothwendigkeit der Befeſtigung Krakaus 
und der Karpathenpäſſe offen erklärt hat und daß man 
eben in dieſem Augenblick mit dem Plane der Be⸗ 
feſtigung Eperies in Ungarn, dem Schlüſſel zu Ungarn 
und Oeſterreich von ruſſiſcher Seite aus, ſtark be⸗ 
ſchäftigt iſt. — Die auf den 25. d. Mts. angeſetzte 
Konferenz wegen der Berathung eines neuen Reor⸗ 
ganiſationsplanes für die Provinzial⸗Gewerbeſchulen wird 
von dem Miniſter Graf Itzenplitz präſidirt werden. Es 
werden an der Konferenz Theil nehmen, von Seiten 
des Miniſteriums der Miniſterial⸗Direktor Moſer, der 
Geh. Reg.⸗Rath Hertzog, beide aus der Handelsab⸗ 
theilung, und der frühere Direktor der Gewerbe-Akademie 
Geh. Ober⸗Baurath Nottebohm, welcher der Bauab⸗ 
theilung angehört, ſeitens der Univerſitüt der Geh. 
Ober⸗Reg.⸗Rath und Piofeſſor Dr. Magnus und der 
Profeſſor Dr. Hoffmann; ſeitens der Gewerbe ⸗Akademie 
der Direktor derſelben Profeſſor Releaur; ſeitens der Bau⸗ 
Akademie der Direktor derſelben Geh. Ober⸗Baurath Grund 
und ſeitens der Gewerbeſchul⸗Inſtitute in den Provinzen 
der Provinzial⸗Gewerbeſchule⸗Direktor Wernecke aus 
Gleiwitz, Norggerath aus Brieg, Dr. Bardeleben aus 
Bochum und Dr. Bäcker aus Köln, der Gewerbeſchul⸗ 
Lehrer Dr. Breitenſtein aus Halberſtadt, der Direktor 
der höhern Gewerbeſchule zu Kaſſel Dr. Wiecke und der 
Direktor der polytechniſchen Schule zu Hannover Carmarſch. 

Berlin, 10. Januar. Se. Maj. der König 

empfing geſtern Vormittags mit mehreren Militärs auch 
den würtembergiſchen Militär⸗Bevollmächtigten, Oberſt⸗ 
Lieutenant Faber du Faur, nahm hierauf die Vorträge 
des Militär- und Civil⸗Kabinets und des Geh. Hoſ⸗ 
rathes Bord entgegen, arbeitete dann mit dem Kultus⸗ 
Miniſter v. Mühler und machte Nachmittags eine Aus⸗ 
fahrt; vorher hatte der Prinz Albrecht einen Beſuch im 
Palais abgeſtattet. Nach dem Diner wohnte der König 
und die Königin dem Vortrage des Prof. Dr. Knob⸗ 
m wiſſenſchaftlichen Verein in der Singakademie bei. 
les werden in etwa 14 Tagen zum Beſuch an den 
Hof kommen und während der Dauer ihres Aufent⸗ 
haltes hierſelbſt im Kronprinzlichen Palais Wohnung 
nehmen. 
— In Folge der Berathungen des Etats für das 
Kultusminiſterium hat der Kultusminiſter von Mühler 
ſämmtliche evangeliſche Abgeordnete aus dem Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel auf geſtern Abend zu einer vertranlichen 
Beſprechung über die Einrichtung der Konſiſtorien in 
Heſſen⸗Kaſſel eingeladen. Die Beſprechung hat indeſſen 
nicht ſtattgefunden, weil der Miniſter anderweitig be⸗ 
ſchaftigt war. Die Konferenz wird für die nächſten 
Tage eingeladen werden. 

— Die Unterrichts⸗Kommiſſion hatte bekanntlich 
in ihrer letzten Sitzung den Kultus miniſter aufgeſordert, 
die von ihm citirten früheren Unterrichtsgeſetz-Entwürfe 
vorzulegen, und der Miniſter hatte dieſen Antrag abge⸗ 
lehnt. In der heut Abend ſtattgefundenen Sitzung be⸗ 
hufs Feſtſtellung des Berichts über den Entwurf wegen 
Streichung des Al. 3 des Art. 25 der Verfaſſung 
(unentgeltlicher Unterricht in den Vollsſchulen) gab der 
Regierungs-Kommiſſarius die Erklärung ab, daß alle 
jeit 1817 ausgearbeiteten Entwürfe von Unterrichts 
geſetzen zuſammengeſtellt gedruckt und in etwa 14 Ta⸗ 
gen durch den Buchhandel veröffentlicht werden jollten, 
dieſe Druckſchrift aber offiziell an die Abgeordneten zur 
Vertheilung kommen werde. Dieſe Erklärung wurde 
dem Bericht beigefügt. Die Kommiſſion beantragt, wie 
mitgetheilt, die Ablehnung des Grjeß-Entwurfes. — Der 
Bericht iſt heut noch nicht ganz feſtgeſtellt worden. — 
Wie man jetzt erfährt, hat der Graf Bethuſy⸗Huc in 
der heutigen Sitzung jeinen Antrag auf Verweisung des 
Tit. 3. der Einnahmen bei der Allgemeinen Kaſſen⸗ 
Verwaltung (5,200,000 Thlr. außerordentliche Ein⸗ 
nahmen zur Deckung des Defizits), des die Staats⸗ 
garantie für die Eiſenbahnen der Köln-Mindener Ge⸗ 
ſellſchaft betreffenden Entwurfes und des Lasker 'ſchen 
Antrages in die Budget⸗Kommiſſion auf beſonderen 
Wunſch des Grafen Bismarck und des Miniſters von 
der Heydt geſtellt. 

Potsdam. 3. Jauuar. Schon wieder hat 
unſere Stadt den herben Verluſt eines ihrer geachtetſten, 
in den weiteſten Kreiſen wiſſenſchaftlich gebildeten, hoch⸗ 
geſchatzten und verehrten Mannes zu beklagen. Kaum 
ſind wenige Wochen verfloſſen, daß der Tod den be⸗ 
rühmten Kanzelredner Dr. Krummacher aus unſerer 
Mitte rief, als derſelbe unerbittliche Gaſt heute Nach⸗ 
mittag in der dritten Stunde dem ruhmreichen Leben 
des berühmten Predigers Dr. Elteſter ein Ende brachte. 
Schon ſeit Jahren leidend, war in den letzten Tagen 
ſein Zuſtand faſt hoffnungslos geworden, und ſah 
man der Auflöſung entgegen. Elteſter, einer der größten 


ftatt- | Schüler Schleiermachers, hatte ſich als Kanzelredner und 


Zeitung. 


Preisfin Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


theologiſcher Schriftſteller einen hochgeachteten Namen 
in der evangeliſchen Chriſtenheit zu erringen gewußt. 
Groß find ſeine Verdienſte um den Guſtav⸗Adolph⸗ 
Verein. Wie eine eherne Säule trotzte er in feſter, 
eigenartiger Glaubensüberzeugung allen Widerſachern 
und hämiſchen Angriffen. Kernig, derb und unge-- 
ſchmückt wie ſein Wort, war jein gerader, feſter Charak- 
ter. Und wenn ihn des Geiſtes Flügel in der Rede 
berührte, dann donnerten, hämmerten, ſchnitten tief 
ein ſeine klaren, reinen, ohne phantaſtiſches Beiwerk 
verdunkelten Worke, und ſtets enthielten ſeine Predigten 
eine Fülle geiſtiger Schätze, die uus ſonſt nicht in den 
ausgetretenen Geleiſen Tauſender von Alltagspredigten 
entgegentreten. Darum ſah Elteſter auch in ſeiner 
Kirche ſtets alle die Bewohner von näheren und ferne⸗ 
ren Stadttheilen, die mit Recht Anſpruch auf höhere 
geiſtige Bildung machten. — Konrad Wilhelm Hein⸗ 
rich Leopold Elteſtner, wurde am 19. März 1812 zu 
Verlin von reformirten Elterr geboren, beſuchte vom 
11. Jahre ab das Königl. Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymna⸗ 
ſium, welches er im 17. Lebensjahr mit dem Zeugniß 
der unbedingten Reife verließ, um von 1829 bis 32 
die Berliner Univerſität zu beſuchen. Beſondern Reli⸗ 
gionsunterricht nahm er noch bei ſeinem Oheim, dem 
Hofprediger Sack. Obgleich anfänglich entſchloſſen, ſich 
den Sprachſtudien zu widmen, ging er bald zur Theo⸗ 
logie über. Nach abſolvirter erſter Prüfung am 19. 
März 1833 zum Predigtamts⸗Kandidaten ernannt, 
wurde er am 17. Oktober an das bieſige Königl. 
Kadekteninſtitut als Gouverneur berufen. Am 1. April 
1838 trat er als Prediger der reformirten Gemeinde 
an die Heiligegeiſt⸗Kirche, und am 1. Juli 1850 
wurde er Prediger der lutheriſchen Gemeinde an derſel⸗ 
ben Kirche. Im Jahre 1858, bei der 300 jährigen 
Jubelfeier der Jenaer Univerſität, verlieh ihm die 
Letztere das Doktor-Diplom der Theologie. Am 1. April 
1863, zum 25jährigen Amtsjubiläum, erkläcten Ma⸗ 
giſtrat und Stadtverordnete, im Anerkenntniß ſeiner 
Verdienſte um Gemeinde und Stadt, ihn zum Egren⸗ 
bürger von Potsdam. 

Malchin, 9. Januar. Der Landtag iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Landtagsabſchied des Großherzogs von 
Schwerin bewilligt, daß die Handelsllaſſenſteuer und die 


Mahl⸗ [ i Landſtädten 
ſuſg für To oe 
von 50 pCt. des vorjährigen Exträgniſſes erhoben wer⸗ 
den. Der Ausfall jol durch die vorjährigen Reſtüber⸗ 
ſchüſſe aus der General⸗Zollkaſſe und durch die neu⸗ 
eingeführte Beſteuerung des ländlichen Schlächter, Backer 
und Müllergewerbes und ſonſtigen ländlichen Handels⸗ 
betriebes gedeckt werden. Für die Bedürfniſſe der all⸗ 
gemeinen Landes ⸗Receptur-Kaſſe pro 1869 genehmigte 
der Großherzog die dafür bewilligte zweifache Erhebung 
des außerordentlichen Kontributions - Ediktes vom 18. 
Februar 1854 (im April und Oktober). Der Groß⸗ 
herzog erhofft von der nächſten Seſſion eine definitive 
Einigung über die Reform der inneren Steuergeſetz⸗ 
gebung, welche in Folge der indirekten Steuern des 
Zollvereins für die unbemittelten Volksklaſſen ein drin⸗ 
gendes Bedürfniß geworden iſt. Die von den Ständen 
zu der diesmaligen bezüglichen Regierungsvorlage gemach⸗ 
ten Bemerkungen werden geprüft, eventuell die kommiſ⸗ 
ſariſch - deputatiſchen Verhandlungen wiedereröffnet werden. 

Deſtau, 8. Januar. (Poſt.) Der Dr. jur. 
Schröder, zur Zeit Privatdocent an der Univerſität in 
Göttingen, ein geborner Anhaltiner, hat von Seiten 
der Staatsregierung den Ruf erhalten, in den von den 
anhalt⸗bernburgiſchen Allodialerben gegen den Herzog an⸗ 
geſtrengten Allodiaeprocefjen als Rechtsbeiſtand den Fiskus 
zu vertreten. Derſelbe, ein gediegener Rechtsgelehrter, 
hat ven Ruf angenommen und wird demnächſt nach 
hier überfiedeln. Dies beweiſt wiederholt, mit welchem 
Ernft die Allodialfrage ſeitens des Gouvernements be⸗ 
handelt wird, welche gegen unſeren Souverän mit einigen 
zwanzig Proceſſen aufgetreten, derſelbe aber nicht gewillt 
iſt, einem Vergleiche zuzuſtimmen, ebenſowenig als ſeinem 
höchften Rechte etwas nachzugeben. Wie ich Ihnen ſchon 
berichtete, iſt die Zahl der Proceſſe auf die Herausgabe 
von einer und einer halben Million Thalern und ver- 
ſchiedener Werthobjekte gerichtet Die Allodialfrage it 
übrigens mit der Domänenfrage congruent inſofern, als 
der Abfindung der bernburger Allodialerben in den Grund⸗ 
zügen der Domänenſrage ausdrücklich gedacht iſt. 

Stuttgart, 9. Januar. Der „Staats- 
anzeiger von Würtemberg“ ſchreibt: Prinz Wilhelm für 
Würtemberg wird ſich, ſobald er ſeine akademischen 
Studien auf der Landes-Univerſität beendigt hat, zu 
feiner weiteren wiſſenſchaftlichen Ausbildung und insbe⸗ 
ſondere zur Erlernung des Militärdienſtes, wie dies auch 
von anderen würtembergiſchen Offizieren geſchehen, auf 
einige Zeit nach Berlin begeben. 

Ausland. 

Wien, 7. Januar. Unſere Offisiöjen ind 
doch von einer rührenden Naivetät. Nachdem ſie noch 
vor Kurzem Jeden als einen Bös willigen bezeichneten, 
der ſich erlaubte an der Freundſchaft zwiſchen Beuſt und 
Andraſſo zu zweifeln, erzählen fie jetzt in breitſpurigern 


on tfatinnen angelegt 


genden Dörfern kam es zu Demonſtrationen und Dro⸗ 
hungen. Eine Anzahl von Bauern aus San Secondo, 
Noceto, Midejang, Eaſtelguelfo u. ſ. w., meiſtens mit 
Sticken bewaffnet, lam geſtern an das Thor von Santa 

rote, um ſich auf die Präfektur zu begeben und gegen 
e Mahlſteuer zu proteſtiren, aber fie fanden das Thor 
geſchloſſen und von Infanterie und Cavallerie bewacht. 
Es wurden nur Deputationen zugelaſſen, welche ſich 
auf die Präfektur begaben. Gegen Abend vertrieb die 
Kavallerie die Bauern und die Nacht verlief ohne ernſte 
Folgen; einige Verhaftungen wurden vorgenommen. Die 
Stadt gleicht einem Waffenplatze, die öffentlichen Ge⸗ 
bäude, die Piazza, alle Thore und einige Straßenkreu⸗ 
zungen find beſetzt. In der Nacht wurden auch in der 
Stadt Verhaftungen vorgenommen.“ Zu Borgo S. 
Domino fanden Tumulte ſtatt. Das Voll drang in 
die Präfektur und wollte den Subpräfekten zwingen, 
eine Adreſſe an den Minifter zu erlaſſen, um Befreiung 
von der Steuer. Da ſie dieſes nicht erlangen konnten, 
ſo richteten ſie einige Zerſtörungen in den Bureaux an 
und es mußte die öffentliche Gewalt einſchreiten. Am 
4. wurden Truppen nach Borgo S. Domino abgeſandt. 
Der Indipendente von Bologna ſchreibt vom 5. Jan., 
daß in der ganzen Provinz die Einſührung der Steuer 
großen Widerſtand findet. An verſchiedenen Orten hatten 
Volksaufläufe ſtattgeſunden, welche gegen die Steuer 
demonſtrirten und die geſchloſſenen Mühlen gewaltſam 
wieder öffneten. Zu Medicina wurden Verhaftungen 
vorgenommen und ein Karabinier verwundet. Von 
Bologna wurden nach allen Orten der Nachbarſchaft 
Truppen abgeſandt. Die „Riforma“ berichtet von ern⸗ 
ſten Unruhen, die in Arezzo ausgebrochen wären. Der 
„Italiano“ behauptet, daß die Müller in der Provinz 
Ankona ſich ſämmtlich gegen die Steuer aufgelehnt hät⸗ 
ten, daß im Kriegsminiſterium große Beſorgniſſe über 
die ſchlechten Nachrichten aus den Provinzen herrſchen 
und Befehl gegeben ſei, bedeutende Verſtärkungen von 
Truppen nach Arezzo und Pietraſanta zu expediren. Zu 
Pelago, in der Provinz Florenz, kam es zum Gefechte 
zwiſchen bewaffneten Bauern und der Nationalgarde, 
wobei ein Bauer todt blieb und mehrere verwundet 
wurden. An mehreren Orten zeigte ſich, daß die Un⸗ 
ruhen von politischen Parteien geſchürt waren; jo waren 
in Parma aufrühreriſche Proklamationen im Namen 
eines Comité's angeſchlagen; in Pavia wurden der⸗ 
gleichen Schriften ebenfalls im Namen eines Comié's 
verbreitet, und in Verona riefen die Tumultuanten: 
„Viva l’Austria! Viva il Papa!“ 

— Dem „Süpd. Korreſp.⸗Bureau“ wird aus 
Mailand gemeldet: „Der Kriegsminiſter Italiens berief 
durch Cirkular die auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten 
Offiziere und Unteroffiziere ein. richter iſt eine über das Eigenthum der angeblich ge⸗ 

Florenz, 9. Januar. Die „Gazzetta ufficiale“ ſtohlenen Gegenſtände ergangene Civilentſcheidung nicht 
meldet, daß geſtern in den Provinzen Bologna, Parma bindend. 8 
und Reggio keine neuen Ruheſtörungen jtattgefunden] — Die Kataſter⸗Kontroleure Knauert zu Freien⸗ 
haben und daß die Erhebung der Mahlſteuer ganz regel- | n de a. O., Schünemann zu Stolp, find zu Steuer⸗ 
recht vor ſich geht. Die Nachrichten über die Steuer-] Inſpektoren ernannt worden. 8 
erhebung in den andern Provinzen lauten befriedigend. |- — An der in Berlin tagenden Konferenz von 

Madrid. 9. Januar. Die amtliche „Ga- Vertretern der Feſtungs⸗Kommune nehmen aus Gra bow 
seta“ meldet die Abberufung des ſpaniſchen Miniſter⸗ an der Oder die Herren: Bürgermeiſter Knoll und 
Reſidenten am Stockholmer Hofe Anduaga. Zu dem Stadtverordneten⸗Vorſteher Domke Theil. 

Nachfolger desſelben iſt Alarcon ernannt. Paſewak, 10. Januar. Unſer Männer⸗ 

Madrid, 9. Januar. Das Gerücht von] geſangverein hat in ſeinem Vereinslokale, Stuthmann's 
einer unter den Mitgliedern der Regierung entſtandenen Hotel, wiederum eine ſeiner ſehr beliebt gewordenen 
Uneinigkeit, welches an der geſtrigen Börſe die Baiſſe] Abendunterhaltungen veranſtalt, welche bei ihrer ſechs⸗ 
verurſachte, wird von unterrichteter Seite als völlig un⸗ wöchentlichen Wiederkehr ſtets eine Jülle muſtkaliſcher 
begründet erklart. — „Epoca“ erwähnt eines Gerüchts, Genüſſe bringen, die, hauptſächlich in geſanglichen 
demzufolge ein bewaffnetes Korps unter dem Befehle Leitungen beſtehend, Zeugniß dafür ablegen, daß es 
des Generals Milau del Boſch zuſammengezogen wer⸗ dem Verein unter feiner ausgezeichneten Leitung des 
den ſolle, um die nördliche Grenze der Halbinſel zu] Organiſten Herrn Rohloff beſonders darum zu thun 
überwachen und jeden Verſuch einer Erhebung zu ver- iſt, die vorzutragenden Piecen durch correlte Ausführung 
hindern. „Epoca“ hält dieſe Vorſicht für unnütz, da zur Geltung zu bringen, und dadurch den Sinn für 
ein Bürgerkrieg nicht zu fürchten ſei. gute Muſik immer mehr zu wecken und auszubilden. 

Madrid, 10. Januar. Die amtliche „Ga⸗] — Außer den durch den Verein ſeibſt, präciſe und gut 
ceta de Madrid“ veröffentlicht einen Erlaß des Finanz ⸗ nüancirt vorgetragenen Männerchören, machten ſich 
miniſters Figuerola, wodurch das Perſonel der Junta 
für die Zoltarife eine Umwandlung erfährt; die Junta 
wird mit Reviſion der Geſetzentwürfe, welche den Kortes 
vorgelegt werden ſollen, beauftragt werden. — Ein Er⸗ 
laß des Kolonialminiſters Ayala genehmigt die Abän⸗ 
derung der Zolltarife für die Philippinen. 

Liſſabon, 8. Januar. In der Sitzung der 
Deputirtenkammer zeigte der bieherige Konſeilpräſident 
Marquis Sa da Bandeira an, daß der König den 
Herzog von Saldanha mit der Bildung des neuen Ka⸗ 
binets beauftragt habe. 

Kopenhagen, 7. Januar. Geſtern in der 
Freimaurer-Feſtloge hielten Geheimer Konferenzrath Brä⸗ 
ſtrup als Großmeiſter und Etatsrath Otto als Meiſter 
vom Stuhl Reden in engliſcher Sprache, welche der 
Prinz von Wales auf Engliſch beantwortete. Die Ab⸗ 
reiſe der hohen Gaſte wird wahrſcheinlich Mitte nächſter 
Woche ſtattfinden. 

Belgrad, 6. Januar. Die offiziöſe „Ein⸗ 
heit meldet, die Pforte treffe in Bosnien Kriegs rüſtungen 
und häufe Waffen an der bosniſch-ſerbiſchen Grenze auf. 
Dem Vidovdan ſchreibt man aus Konstantinopel, daß 
Frankreich und Oeſterreich zu weſentlichen Reformen, 
namentlich in Bulgarien, drängen. 

Athen, 5. Januar. Diamtopulos wurde zum 
Juſtiz-Miniſter ernannt. Die Kapitulation Petropulalt's 
wird beſtätigt. Derſelbe wurde mit einer Schaar Freie 
williger nach Syra gebracht. Der Sohn Petropulaki's 
und andere einheimiſche Führer ſind auf Kreta geblie- 
ben. Die dortige ſogenannte Inſurrektions⸗Regierung 
verſendete an die fremden Konſuln einen neuen Proteſt. 

Pommern. 
Stettin, 11. Januar. Es it 


wahrgenommen, daß die bet oberen Provinzlalbehörden 
eingehenden Anträge auf Entlaſſung von Soldaten des 
ſtehenden Heeres häufig der Vollſtändigkeit entbehren, 
welche für die Beurtheilung der Geſammtverhältniſſe der 
Rellamirten und damit für die Entſcheidung der Rella⸗ 
mationen unerläßlich ſind. Daſſelbe iſt der Fall mit 
den Geſuchen um Freilaſſung von der Einſtellung in 
den Militärdienft, welche der Beſchlußnahme der Erſatz⸗ 
behörden erſter, reſp. zweiter Inſtanz unterliegen, ſo wie 
hinſichtlich der Reklamationen der Reſerve⸗ und Land⸗ 
wehr⸗Mannſchaften wegen Zurückſtellung für den Fall 
einer Mobilmachung, über welche in dem Klaffificationg- 
termine zu enſcheiden iſt. Alle Geſuche um Befreiung 
oder Zurückſtellung von dem Militärbienfte, auf Ent⸗ 
laſſung oder Beurlaubung von demſelben, müſſen näm⸗ 
lich bei den Kreis behörden angebracht werden, und 
es it ohne jeden Nutzen für die Betheiligten, wenn 
Reklamationen unmittelbar an die Ober⸗Präſidenten und 
an Se. Majeſtät den König gerichtet werden. Die 
Ortsbehörden ſollen deßhalb allgemein dahin wirlen, 
daß von den Reklamanten der vorgeſchriebene Inftenzen- 
weg inne gehalten werde. Die Geſuche um Zurück⸗ 
ſtellung oder Entlaſſung vom aktiven Militärdienſte find 
übrigens ungemein ſchwer zu begründen und die Familien⸗ 
verhältniſſe mühjen von dem Ortsvorſtande genau ge⸗ 
prüft werden. Namentlich wird das Vermögen der 
Eltern und worin es etwa beſteht, auch deren Gewerbe, 
Schulden, Steuerlaſt und Viehſtand erforſcht, ferner die 
Zahl der Brüder und Schweſtern des Reklamirten und 
womit dieſe ſich ernähren. Auch muß feſtgeſtellt wer 
den, wenn Brüder vorhanden ſind, ob dieſe im ſtehen 
den Heere gedient und event. weßhalb nicht u. ſ. w. 

— Von Seiten des norddeutſchen Bundes ift 
bekanntlich beſchloſſen worden, das Aus w anderungs- 
weſen in den Seehäfen unter Aufſicht zu ſtellen, um 
den vielfach dabei vorgekommenen Mißſtänden entgegen 
zuwirken. Nach dem Beſchluß des Bundesraths ſollte 
dazu ein Bundes⸗Kommiſſarius beſtellt werden, mit der 
Aufgabe, die ſämmtlichen Anſtalten für Beförderung der 
Auswanderung in den Auswanderungshäfen zum Gegen⸗ 
ſtande einer regelmäßigen Beaufſichtigung zu machen. 
Gegenwärtig iſt nun ein ſolcher Kommiſſar in der Perſon 
des Kapitäns zur See und Marine-Direktors Weickh⸗ 
mann ernannt worden, welcher ſeinen Wohnſitz in 
Hamburg nehmen wird. Mit ſeiner Vertretung als 
Depot⸗Direktor in Stral ſund iſt der Kapitän⸗Lieutenant 
Donner beauftragt. 

— Die Nr. 2 des „Juſtiz-Miniſterial⸗Blattes“ 
publizrt u. A. folgendes Erkenntniß des Königlichen 
Ober-Tribunals vom 28. November 1868; Für den 


Weiſe, daß die beiden Staatswänner vollkommen ver⸗ 
ſöhnt ſeien, und daß die Verſöhnung auf „neutralem 
Boden“, d. h. bei dem franzöſſſchen Botſchafter, dem 
Herzoge von Gramont, beſiegelt und bekräftigt worden 
ſei. Sie geben demnach heute zu, was fie noch vor“ 
einigen Tagen geläugnet hatten, daß nämlich eine Ver⸗ 
ſöhnung nothwendig war, daß alſo ernſte Differenzen 
beſtanden haben müſſen. Für den unbefangenen Be⸗ 
obachter war dies längſt kein Geheimniß mehr, ſo wie 
er ſich auch darüber nicht täuſchen wird, daß dieſe 
neueſte Verföhnung leine dauernde und aufrichtige ſein 
kann. Es iſt allerdings wahr, daß Graf Andraſſy dem 
Reichskanzler gegenüber eine gewiſſe Nachgiebigkeit in 
der auswärtigen Politik an den Tag legte, er hat aber 
bei dieſer Gelegenheit auch die Forderung aufgeſtellt, 
daß Dalmatien an Ungarn abgetreten werden möge, 
und dieſelbe bei Gelegenheit einer Konferenz mit dem 
Dr. Gisfra dieſem letzteren gegenüber wiederholt. In 
dieſer Forderung liegt aber der Keim zu einem neuen 
Konflitte, der möglicherweiſe bedenkliche Folgen haben 
kann. Der Reichskanzler ſucht demſelben für ſeine Per⸗ 
ſon aus dem Wege zu gehen, indem er den ungari⸗ 
ſchen Minifterpräfidenten an das cisleithaniſche Mini⸗ 
ſterium wies, in deſſen Reſſort dieſe Frage gehöre; den 
Konſcquenzen dieſer Frage wird er ſich gleichwohl nicht 
entziehen können, jedenfalls wird die ohnehin ſtark ver⸗ 
breitete Anſicht immer mehr Boden gewinnen, daß der 
Reichskanzler nicht die geeignete Perſönlichkeit ift, um 
die diesſeitigen Länder gegenüber dem Einfluſſe Ungarns 
entſprechend zu vertreten. Zur Befeſtigung ſeiner Stel⸗ 
lung, welche er ohnehin nur der Geſchicklichkeit ver⸗ 
dankt, mit welcher er ſich allen Forderungen Ungarns 
ohne Ausnahme fügte, wird dieſer Umſtand gewiß nicht 
beitragen. — Die Dealpartei macht rieſige Anſtrengun⸗ 
gen, um ihre Kandidaten bei den Wahlen durchzubrin⸗ 
gen und ſpricht man von der Zuſammenſetzung eines 
Koalitionsminiſteriums, in welchem Ghyczy den Poſten 
eines Miniſters des Innern übernehmen ſoll, indem 
man in ſeiner jüngſten Wahlrede Anhaltspunkte zu fin⸗ 
den vermeint, welche eine Annäherung an die Deak⸗ 
oder Regierungspartei bekunden. Unter den aus dem 
gegenwärtigen Miniſtertum auszuſcheidenden Perſönlich⸗ 
keiten nennt man Herrn von Lonyay, dann Freiherrn 
von Wenkheim, Herrn v. Gorové und Juſtizminiſter 
von Horvath. 8 
Wien, 10. Januar. Die „Neue freie Preſſe⸗“ 
meldet bezüglich der neuen türliſchen Finanz⸗Operation, 
wit deren Durchführung in Wien Daud⸗Paſcha betraut 
iſt, daß der Zweck derſelben die Emittirung einer Eiſen⸗ 
bahn-Anleihe von 800 Millionen Fres. ſei. Ein inter⸗ 
nationales, aus Finanziers der betheiligten Plätze zu⸗ 
ſammengeſetztes Comité ſolle darüber wachen, daß die 
Gelder nur für den Bau von Eisenbahnen verwendet 
werden. Der Sttz der Geſellſchaft ſolle in Wien ſein, 
wo in erſter Linie die Kredit⸗Anſtalt betheiligt ift. 
Peſth, 9. Januar. Um Epries werden For⸗ 


8 Paris, 8. Januar. Der Kriegs⸗Miniſter hat 
dem Marine-Minifter ca. 2000 Chaſſepot-Gewehre 
und 400,000 Patronen für die Marine - Infanterie 
zur Verfügung geſtellt, die man bekanntlich als Lan⸗ 
dungstruppen zu verwenden pflegt. Jedenfalls iſt dieſes 
nur eine Vorſichtsmaßregel, da man im Augenblick 
wohl nicht kriegeriſche Eventualitäten zu erwarten hat. 

— Die Repräſentanten der Mächte verſammelten 
ſich in dieſer Woche faſt jeden Tag im Miniſterium des 
Aeußern, um über den griechiſch⸗türkiſchen Konflikt zu 
diskutiren. Den letzten, durch den Telegraphen gemel- 
deten Artikel des Journals „La Turquie“ nimmt man 
dort für das Reſums der Inſtruktionen, welche der 
türkiſche Repräſentant von ſeiner Regierung erhalten hat. 
Bekanntlich jagt derſelbe, daß Djemil Paſcha den Be⸗ 
fehl habe, die Konferenz zu verlaſſen, falls der ruſſiſche 
Botſchafter für Griechenland eintrete und die eigentliche 
orientaliſche Frage zur Sprache bringen wolle. 

— Der Staatsminifter Vaillant hat Befehl er- 
theilt, Boutet, dem Erfinder des Projektes des Baues 
einer Brücke über den Kanal (von Boulogne nach Do- 
ver), in einem der Staatsgebäude ein Lokal einzuräu⸗ 
men, wo er ſein Modell aufſtellen kann. 

Paris, 9. Januar. Die Konferenz ift heute 
Nachmittags eröffnet worden, der türkiſche Botſchafter 
am franzöſiſchen Hofe, Djemil Mehemed Paſcha, war 
allein Vertreter der Türkei. — „Etendard“ erklärt die 
Gerüchte von ruſſiſchen Rüſtungen für unbegründet; das 
Petersburger Kabinet habe, von dem Beginn des Kon⸗ 
flikts an, fortwährend eine friedliche Haltung bewahrt. 
— Die Regierungsblätter ſprechen ſich dahin aus, daß 
durch den Amtsantritt Lavalettes die Beziehungen Frank- 
reichs und Italiens nicht geändert ſeien. 

Paris, 10. Januar. Das „Journal officiel! 
ſagt, daß die Konferenz geſtern ihre erſte Sitzung ge⸗ 
halten hat und daß dieſelbe Dienſtag wieder zuſammen⸗ 
treten wird. 

— Aus Kairo vom geſtrigen Tage wird tele- 
graphirt: Auf der Inſel Reunion (indiſcher Ocean) 
haben Ruheſtörungen ftattgefunden. Die Truppen muß- 
ten von der Schußwaffe Gebrauch machen und ſoll die 
Zahl der Todten und Verwundeten achtzig betragen. 
Die Ruhe iſt wieder hergeſtellt. Nähere Einzelheiten 

fehlen noch. 

Italien. Die offiziellen Mittheilungen berich⸗ 
ten zwar, daß die Mahlſteuer überall ohne weitere 
Störungen eingeführt worden iſt, aber die ober- und 
mittelitalieniſchen Lolalblätter bringen Nachrichten entge⸗ 
gengeſetzter Art. Der „Patriota“ von Parma vom 
4. Januar berichtet: „Der geſtrige Tag verlief in Be⸗ 
zug auf die Stadt ziemlich ruhig, aber in den umlie- 


Piécen verdient, von denen beſonders ein durch die 
Geſchwiſter Frl. S. geſungenes Duett ausgezeichnet 
vorgetragen und durch reichliche Beifallsſpende belohnt 
wurde. Zwei gemischte Quartetts erwarben ſich gleich 
falls reichen Beifall. Wünſchenswerth wäre es, wenn 
das mannigfach verurſachte Geräuſch unterbliebe, wie 
es auch gerügt werden muß, daß ſich einzelnr Herr⸗ 
ſchaften während der Muſik noch zu ſehr der Unter- 
haltung hingeben. Wie gewöhnlich beſchloß ein Tanz 
den Abend, deſſen Wiederlehr, wie auch ein e immer 
größere Detheiligung des Publikums wir von Herzen 
wünſchen. 


V 

Berlin. Seit einigen Tagen hält ſich hier ein 
Poltzeibeumter aus Peſih auf, der den Auftrag hat, 
einen jüdiſchen Handelsmann aus Ungarn, der ſowohl 
in ſeiner Heimath, als in anderen Staaten großartige 
Schwindelcen mit gefälſchten Werthpapieren verübt 
hatte, zu ermitteln. Die Behörde in Peſth ſchöpfte 
ſofort Verdacht, daß der Induſtrieritter, als er ver⸗ 
ſchwand, ſich nach Berlin begeben haben würde, und 
jendete den Beamten deshalb hierher. Der Verdacht 
war nicht unbegründet, denn bald nach Verſtändigung 
mit der hieſigen Kriminalpolizei gelang es auch den 
Schwindler zu verhaften, der nunmehr unter ſicherer 
Begleitung ſeine Rückreiſe in die Heimath antreten wird, 
um dort in Gemeinſchaft mit einer ganzen Bande 
Falſcher vor Gericht geſtellt zu werden. 

— Der alte Auber iſt bekanntlich tief in den Acht⸗ 
nigern. Als vor einigen Tagen ein Profeſſor des Kon⸗ 
ſervatoriums ſich bei ihm entſchuldigte, daß er ihm 
verſchiedentlich ſeinen Neufahrsbeſuch nicht pünktlich am 1. Januar 


x 


mit der Anklage wegen eines Diebſtahls befaßten Straf- Aa 


mehrere einzelne Mitglieder durch Vortrag von Solo- sta 


abgeſtattet habe, antwortete ihm Auber: Sie ſind 
vollkommen entſchuldigt; ich will Ihnen nur ‚Jagen, 
daß ich den Entjchluß gefaßt habe, künftig nur alle 
zwei Jahre zu empfangen.“ 

— In Berliner militärischen? Kreiſen macht ein 
Ereigniß von gewiß seltener Art viel von ſich reden. 
Es werden nämlich ſeit dem Weihnachtofeſte zwei Offi⸗ 
ziere der hieſigen Garniſon, v. R. und M., vermißt, 
deren Verbleib noch bis jetzt unerklärlich geblieben iſt. 
Beide gehörten als Sekonde-Lieutenants der Feld⸗Ar⸗ 
tillerie an, hatten den Feldzug von 1866 mitgekämpft, 
nach deſſen Beendigung ſie zu ihrer jetzigen Charge be⸗ 
fördert wurden. Seit Oltober v. J. befanden ſie ſich 
abkommandirt auf einer hieſigen höheren Militärbildungs⸗ 
Anſtalt. 

München, 6. Januar. Der Gefreite Heinrich 
Steinmetz vom 10. Infanterie-Regiment wurde durch 
militärgerichtliches rechtskräftiges Urtheil vom 23. No- 
vember v. J. wegen erſchwerten militäriſchen Verbre⸗ 
chens der Subordinationsverlegung, verübt durch vor⸗ 
ſäßliche, mit überlegtem Entſchluß ausgeführte Toͤdtung 
eines Vorgeſetzten, des Korporals Johann Pöhlmann 
desſelben Regiments, zur Todesſtrafe durch Erſchießen 
verurtheilt. Da kein zureichender Grund zur Milderung 
dieſes Urtheils gefunden wurde, war dasſelbe zum Voll⸗ 
zug überwieſen. . 
Te 
Börſen⸗Berichte. 

8 1 Witterung: trübe. Wind SW. 


An der Börſe. 

Weizen loco matter, Termine flau, pr. 2125 id. 
ungarischer geringer 59 —62½ , beſſerer 63 —65 9%, 
feiner 65 ½ —66 ½ %, gelber inländ. 714 2—72 ½ . 
bez., bunter poln. 68 ½ bis 71½ „weißer 73—75 
, 83—85pfd. Januar 70½ nom, Frühj. 70½ 
70 K bez. u. Br., Mai Juni 702 u ½% K bez. 

Roggen matt, loco per 2000 Pd. 51½ 52 
bez., pr. Januar 502 ber. u. Go., Frühjahr 52, 
51%, ( bez. und Br., Mai⸗Juni 52%, ½% . bez, 
Juni-Juli 53½, ½ & bez. 

Gerſte matter, pr. 1750 Pfd. loco ung. 421, bis 
431% , mitel 44 — 45 , feine 48-49 ., 
pomm. 50 52 , Märker 52½, 54%½ nach Qualität. 


69—70 Pfd. pr. Frübjahr ſchleſ. 49% Br. 
> afer 452 pr. TR: loco 34-35 , 


Erbf en mebr angeboten, pr. 2250 Pfd. loco Futter · 
5677 N , Koch⸗ 58 —59½. Frühjahr Futter- 
8 * 


Mais unverändert. 
Rub ol behauptet, loco 9%,, . 9% Br., Januar 
9% & Br., Januar⸗Februar 9%, . Br., April⸗Mai 
974 „ Br., 9½ Go., Septbr.-Oktbr. 9% Br. 
Spiritus etwas matter, loco obne u 15½ % 
bez, per Januar - Februar 15%, bez., Frühjahr 152, 
bez. u. Gd., 15°, Br., Junſ-Inli 161, 4 Br. 
Angemeldet: 100 Centner Rüböl. 10,000 Ort. 
Pate. 8 Waben re 
Regulirungs⸗Preiſe: i 4, Roggen 
50%, Rüböl 9. Spiritus 15 /. ’ — 


E den Kkehfessiinanı 


Dre 6 150% bz 
1 „„ * 153 B 
Amsterdam vrornoausnsnaranet 8 Tag. 142 6 
N NETT NR t. en 
London N.. a. ey 10 Tag. 6 24½ 8 
2 e e end e a 3 Mt. 6 23 B 
Paris r en Kan e e 81 B 
N 80% B 
Bremen — 
It. Potersbg. a 
Wion>.0.. nr nut 0 I — 
r . 
Prouss. Bank | Lomb. 4½ & 
Sts.-Anl. 545 . 5 
7 ens, p A — 
St.-Schld sch .... | — 
ee 323 8 
Pomm. db e ee 3% hun 5 
RT. PIERRE | S 
„ Renten. | 4 | Mar 
Bit: PP. 000 4 | I 
Borl.-St. E. A. 4 er 
Prior. 2 i — 
Ak. Btadt-O. 0 eee e 64% gi, 
St. Börsenhaus-O. ++ ..:+..... 4 — 
St. Schauspielh.- Oo. 5 — 
Pom. Chausseeb.- O. 5 — 
Greifenhag. Kreis- O 8 — 
Pr. National- V.- A..... ..., 4 114% 
Pr. See- Assecuran ++». +... 4 110.6 
Pomerania:.. vun 4 | 120 B 
Unlon n „„ 4 109 
Na. 5 — 
Ver.-Speicher- A..... 5 1 
Pom. Prov.- Zuckers +... 5 a. 
N. St. Zuckersied.- :-.+....... 4 160 
Moech. Zuckerfabrik 4 — 
Brad . ae 4 4 
Wals mühle 5 — 
St. Portl.-Comentf 4 — 
St. — G. 18 \ — 
St. Dampfschiff v. 3 | 2 
Neue Dampfor- CCC. 4 906 B 
een bebe ee | 70 . 
u an een 
St. Dampfmühloo | 4 | 110 B 
Pommerensd. Ch. F. 4 205 B 
Chem. Fabrik-Ant. » » 4 — 
St. Kraftdüngor- F.. — — | 
Gamoinn. Bange ö 5 | 100.B 
Grabow Stadt-Obl, «++... .. +» 5 — 
CC(ͥͤͤͤ ²˙ ww 


Auction. 
Auf Verfügung des Königlichen Kreisgerichts ſollen am 
12. Januar er., Nachmittags 3½ Uhr, in Kupfermühle — 
Baftyof Prinz von Preußen 
4 Schweine (2 kleinere u. 2 größere,) 
1 Arbeitspferd, 
iſtbietend n gleich baare Bezahlung verkauft werden. 
meiſtbietend gegen g 0 w 


* 


